
Beachte 
Das Allgemeine Wasserbautengesetz ist partikuläres Bundesrecht (vgl.  
§ 140 Z 5 WRG 1959).  
 
Gesetz vom 10. August 1923, betreffend die Durchführung und die Erhaltung von Flußregulierungen, 
Wildbachverbauungen, Bewässerungs- und Entwässerungsanlagen. (Allgem. Wasserbautengesetz.) 
StF: LGBlVbg. Nr. 68/1923  
 
Präambel/Promulgationsklausel 
 
  Der Vorarlberger Landtag hat beschlossen: 
 
§ 1. 
 
  
 
  Dieses Gesetz hat auf alle Flußregulierungen, Wildbachverbauungen, Bewässerungs- und 
Entwässerungsanlagen Anwendung zu finden, zu denen Beiträge von Bund, Land und Gemeinden 
angesprochen werden. 
§ 2. 
 
  
 
  Der nach den Bestimmungen des Reichsgesetzes vom 4. Jänner 1909, R. G. Bl. Nr. 4, vorgesehene 
Interessentenbeitrag der beteiligten Gemeinde, beziehungsweise aller beteiligten Gemeinden kann nach 
deren Anhörung von der Vorarlberger Landesregierung vorgeschrieben werden. 
§ 3. 
 
  
 
  Die Aufteilung des Interessentenbeitrages unter mehrere beteiligte Gemeinden wird in Ermangelung eines 
gütlichen Uebereinkommens von der Landesregierung unter Ausschluß des Zivilrechtsweges endgültig 
festgelegt. 
§ 4. 
 
  
 
(1) Die Gemeinden sind berechtigt, den Ersatz des auf sie entfallenden Beitrages zu solchen Wasserbauten 
ganz oder teilweise von den örtlichen Nutznießern oder sonstigen Verpflichteten anzusprechen. Bei der 
Aufteilung unter die Rückersatzpflichtigen sind bestehende Verpflichtungen, eine etwa bestehende gültige 
Uebung, der erzielte Nutzen und abzuwendende Nachteil zu berücksichtigen. 
 
  
 
(2) Die Bestimmung des § 51 des Vorarlberger Wasserrechtsgesetzes vom 28. August 1870, L. G. Bl. Nr. 65, 
wonach das Gericht angerufen werden kann, wenn sich die Beteiligten mit der Entscheidung der 
Verwaltungsbehörde nicht beruhigen, findet bei allen diesem Gesetze unterliegenden Wasserbauten seine 
Anwendung. 
§ 5. 
 
  
 
  Die Verwaltung der Baufonde obliegt der Vorarlberger Landesregierung, die die Wasserbauten durch ihr 
Landesbauamt, soweit es sich aber um Wildbachverbauungen handelt, durch die forsttechnische Abteilung 
für Wildbachverbauung, Sektion Bregenz, ausführen läßt. 
§ 6. 



 
  
 
  Der für die Durchführung dieser Wasserbauten erforderliche Grund ist von den beteiligten Gemeinden 
unentgeltlich dem Baufonde zur Verfügung zu stellen. Allfällige Entschädigungen an die Grundbesitzer 
haben daher die Gemeinden unbeschadet des Regreßrechtes an die örtlichen Nutznießer (§ 4) zu leisten. Es 
bleibt der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
unbenommen, die Kosten der Grunderwerbung, sowie die Ablösung dinglicher und anderer Rechte, ganz 
oder zum Teil auf den Baufond zu übernehmen, insbesondere dann, wenn diese Kosten im Verhältnis zur 
Bausumme außergewöhnlich hohe sind. 
§ 7. 
 
  
 
  Die gegenüber der genehmigten Bausumme entstehenden Mehrkosten haben, wenn für die Bedeckung 
derselben nicht in anderer Weise vorgesorgt wird, die beteiligten Gemeinden, beziehungsweise die örtlichen 
Nutznießer nach Maßgabe der Bestimmungen der §§ 3 und 4 zu tragen. 
§ 8. 
 
  
 
(1) Die Erhaltung der ausgeführten Bewässerungs- und Entwässerungsanlagen, sowie die normale Erhaltung 
von Flußregulierungen und Wildbachverbauungen obliegt mangels einer anderweitigen Vereinbarung den 
beteiligten Gemeinden gemeinsam oder jeder Gemeinde für die Bauten auf ihrem Gebiete, je nach dem die 
Landesregierung dies anordnet. 
 
  
 
(2) Verstöße gegen die Erhaltungspflicht sind, abgesehen von den privatrechtlichen Folgen, nach den 
Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes zu ahnden. 
 
  
 
(3) Die Gewährung von Unterstützungen aus Landesmitteln zur Behebung von Schäden, die entstanden sind, 
weil behördliche Bemängelungen in Bezug auf die Erhaltung nicht innerhalb der festgesetzten Fristen von 
den erhaltungspflichtigen Gemeinden behoben worden sind, ist ausgeschlossen. 
§ 9. 
 
  
 
  Die Aufteilung der Erhaltungskosten unter die Gemeinden und unter die örtlichen Nutznießer erfolgt nach 
den Bestimmungen der §§ 3 und 4. 
§ 10. 
 
  
 
  Wenn an der Erhaltung eines regulierten Flusses oder Wildbaches, oder einer Bewässerungs- oder 
Entwässerungsanlage Mehrere beteiligt sind, so kann die Landesregierung eine Konkurrenz bilden, der die 
Erhaltung obliegt. Eine solche Konkurrenz hat öffentlich rechtlichen Charakter; es kommt ihr die 
Rechtspersönlichkeit zu. Sie wird durch einen Ausschuß vertreten, der ihre Geschäfte führt. In diesen 
Ausschuß kann die Landesregierung ein stimmberechtigtes Mitglied entsenden. Seine Zusammensetzung und 
die Grundsätze, nach denen er die Verwaltung zu führen hat, werden von der Landesregierung durch ein 
Statut festgesetzt. 
§ 11. 
 
  



 
  Die Verwaltung der Erhaltungsfonds obliegt, insoweit die Landesregierung nicht anders verfügt, den 
beteiligten Gemeinden, beziehungsweise den Konkurrenzausschüssen. 
§ 12. 
 
  
 
  Rückständige Beitragsleistungen zum Bau und zur Erhaltung der Anlagen können von den Verpflichteten 
durch die politischen Behörden gemäß § 3 der kaiserlichen Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 
96, nötigenfalls im Wege der Exekution hereingebracht werden. 
§ 13. 
 
  
 
  Alle Entscheidungen und Vereinbarungen über die Erhaltungspflicht sowie alle Konkurrenzstatute sind der 
zuständigen Bezirkshauptmannschaft zur Eintragung ins Wasserbuch zur Kenntnis zu bringen. 
§ 14. 
 
  
 
  Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung in Wirksamkeit. Mit seiner Durchführung ist die 
Vorarlberger Landesregierung betraut. 
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